
#freepablohasél  –  Warum  der
Spanische  Staat  es  mit  der
Meinungsfreiheit  nicht  ganz  so
genau nimmt…
Von Christian Mayer

Am Dienstag, den 16.02.2021, wurde in der katalanischen Stadt Lleida der
linke Rapper Pablo Hasél festgenommen, nachdem gegen ihn ein Haftbefehl
wegen „Majestätsbeleidigung, Verunglimpfung der Verfassungsinstitutionen“
sowie angebliche „Terrorpropaganda“ erlassen wurde. Für einige Tweets, die
er  abgesetzt  haben  soll,  in  denen  er  u.a.  die  Guardia  Civil  für  ihre
Folterpraktiken kritisierte und den ehemaligen spanischen König Juan Carlos
I. als Mafiaboss bezeichnete, soll er nun neun Monate im Knast sitzen.

Hintergrund

Hasél hat mit seiner Kritik nicht ganz unrecht, sowohl im Bezug auf die
Folterpraktiken der Guardia Civil,  die eine paramilitärische Gendarmerie-
Einheit ist, als auch auf seine Kritik am spanischen ex-König Juan Carlos I.

Erstere
genannte Gruppierung ist vor allem durch ihr brutales Vorgehen im
spanischen Bürgerkrieg von 1936 – 1939 bekannt, in der sie als
willige Erfüllungsgehilf_Innen Franco die Widerstände niederschlug
(von Andalusien aus kommend über die Landesmitte bis in die
östlichen Provinzen Valencia und Katalonien sowie in den nördlichen
Provinzen Navarra, Baskenland, Asturien und Galicien). Neben der
tatkräftigen Unterstützung italienischer Bodentruppen und der
„Legion Condor“ der deutschen Wehrmacht war die Guardia Civil der
entscheidende militärische Faktor für Francos Siegeszug.

Später, während des spanischen Faschismus, war die Guardia Civil vor allem
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für den Terror gegenüber den Minderheiten in den „abtrünnigen“ Provinzen
Katalonien,  Baskenland  und  Galicien  zuständig.  Ihre  Aufgabe  in  der
Gegenwart besteht darin, Flüchtlinge in den spanischen Enklaven Ceuta und
Mel i l la  in  Nordafr ika  abzuwehren,  in  der  „Aufstands-  und
Terrorismusbekämpfung“,  sowie  in  der  allgemeinen  „Grenzsicherung“
(sowohl an den Landesgrenzen wie auch an Flughäfen bzw. im Dienste von
Frontex).  Die  von  Hasél  und  anderen  Gegner_Innen  der  Guardia  Civil
erhobenen Foltervorwürfe sind dabei nicht aus der Luft gegriffen, wie schon
u.a.  der  EGMR  (Europäischer  Gerichtshof  für  Menschenrechte)  in
verschiedenen  Gerichtsurteilen  bestätigt  hat.  Dass  diese  allerdings  nicht
weiter geahndet werden liegt daran, dass sich der Spanische Staat bis heute
konsequent weigert, die Antifolterkonvention der EU zu unterschreiben und
umzusetzen.

Meinungsfreiheit?

Vor dem kurz dargestellten Hintergrund ist es also wenig verwunderlich,
dass  die  Policia  National  Pablo  Hasél  mit  einem Großaufgebot  auf  dem
Campus der Uni von Lleida festnehmen ließ, schließlich ist er ja „gefährlich“,
zumindest für die Repressionsorgane des Spanischen Staates.

Gerade die absurden Gesetze gegen angebliche „Majestätsbeleidigung“ und
die extrem harten „Anti-Terrorgesetze“, die vorwiegend vor dem Hintergrund
des Konflikts mit der baskischen Organisation E.T.A. (Euskadi Ta Askatasuna
– Baskenland und Freiheit) erlassen wurden, um in paranoider Art alles, was
auch  nur  im  Ansatz  nach  Unterstützung  dieser  Gruppierung  aussah,  zu
verbieten  und  massenhaft  baskische  Linke  zu  kriminalisieren  und
einzusperren, spielen eine wichtige Rolle. Sie zeigen recht deutlich, dass es
mit der Meinungsfreiheit in der viertgrößten Volkswirtschaft der EU nicht
arg weit her ist. Die Verhaftung Haséls erfolgte dann unter dem begeisterten
Jubel von pro-spanischen Aktivist_Innen der neurechten Partei „Vox“, die sich
selbst in bester Tradition der „Falange Espanola“ sehen, also jener Partei, die
unter Franco Staatspartei war.

Auch
im Bezug auf den ex-König Juan Carlos I. hat Hasél nicht unrecht,



da dieser Steuergelder im großen Stil veruntreut hat und durch einen
dubiosen Deal mit dem saudi-arabischen Königshaus für den Bau einer
Hochgeschwindigkeitsstrecke von Mekka nach Medina Bestechungsgelder
von seinem saudischen Amtskollegen in Höhe von Umgerechnet 100 Mio.
Euro annahm.

Das allein sorgte schon für einen medialen Aufschrei der selbst sonst so
königstreuen PP (Partido Popular, Volkspartei und offizielle Nachfolgepartei
der „Falange Espanola“(Francos Staatspartei)) dazu veranlasste, von eben
jenem König abzurücken.  Für  Juan Carlos  I.  endete  diese  Angelegenheit
schließlich neben ein paar anderen Gründen im Rücktritt von seinem Amt
und der Übergabe an seinen Sohn, Felipe VI., der seit 2015 König ist. Doch
damit nicht genug kam vor nicht allzu langer Zeit heraus, dass eben jener
Felipe von seinem Vater als Erbe einer Tarnstiftung eingesetzt wurde, die
den 100 Millionen-Deal verdecken sollte. Doch dem Sohn gefiel das gar nicht
und er lehnte dieses Erbe öffentlichkeitswirksam ab.

Nebeneffekt:
Die spanische Antikorruptionsstaatsanwaltschaft darf sich seither mit
diesem Fall befassen. Ob der ex-König jedoch angeklagt wird, ist
mehr als fraglich, nicht nur wegen seines Alters, sondern weil man es
sich rein aus Imagegründen nicht leisten kann, ein ehemaliges
Staatsoberhaupt einzubuchten (auch wenn der König in erster Linie
rein repräsentative Aufgaben hat, wie etwa der deutsche
Bundespräsident).

Doch
zurück zu Hasél. Dass dieser nun für das Aussprechen von einer
simplen Tatsache eingeknastet werden soll, zeigt, dass die spanische
Justiz nicht nur wie die Justiz eines jeden bürgerlichen Staates
recht willkürlich vorgeht. Es geht viel mehr darum, eine weitere
linke, kritische Stimme verstummen zu lassen und soll damit die
gesamte spanische Linke einschüchtern.

Widerstand



Dass  die  Justiz  in  einem  bürgerlichen  Staat  immer  die  Interessen  der
herrschenden Klasse vertritt  und warum sie das tut,  haben wir schon in
anderen Artikeln dargelegt.  Diese Klassenjustiz  stützt  aber nicht  nur die
bestehenden Eigentums- und Machtverhältnisse, sondern sorgt auch für eine
härtere Bestrafung linker, kritischer Kräfte durch die gleichen Gesetze (in
dem Sinne, dass Gesetze unterschiedlich ausgelegt werden können). Generell
geht es darum linke,  insbesondere antikapitalistische und antibürgerliche
Kritik zu kriminalisieren, um die bürgerliche Ideologie aufrecht zu erhalten.
So ist es nicht verwunderlich, dass Pablo Hasél 2014 schon einmal, für einen
Song  über  die  Grapo  (Grupos  de  Resistencia  Antifascista  Primero  de
Octubre), zu 2 Jahren Haft verurteilt wurde. Spanien hat dafür sogar ein
extra Gesetz „zur Sicherheit der Bürger“, im Volksmund auch „Knebel- und
Maulkorbgesetz“ genannt. Im bürgerlichen Spanien gibt es einige Gründe,
weshalb  die  Gesetze  so  extrem sind.  Einerseits  natürlich  die  allgemeine
Klassenjustiz, hinzu kommt das Erbe, auch gesetzlich, der Franco-Diktatur,
die  nur  durch  seinen  Tod  und  nicht  durch  einen  Sturz  des  Faschismus
beendet wurde. Im Falle des Spanischen Staates kommt hier allerdings dann
noch hinzu, dass es es hier auch darum geht, die Einheit des Zentralstaates
zu bewahren, und die Unabhängigkeitsbestrebungen z.B. im Baskenland und
Katalonien zu unterdrücken. Dies zeigten nicht zuletzt die Ereignisse rund
um das als „illegal“ eingestufte Unabhängigkeitsreferendum Kataloniens im
Jahre  2017.  Damals  wurde  mit  brutalen  Mitteln  versucht,  eben  jenes
Referendum  zu  verhindern,  in  dem  z.B.  Menschen,  die  an  diesem
Referendum  teilnehmen  wollten,  von  Einheiten  der  Policia  National
zusammengeschlagen und die Wahllokale teilweise gestürmt und verwüstet
wurden.

Unsere
Position zur Unabhängigkeitsfrage wollen wir an dieser Stelle
nochmals kurz darstellen:

„Diese  wirtschaftlich  stärkste  Region  (Katalonien,  Anm.  d.  Autors)  des
krisengeschüttelten  Spanischen  Staates  führte  im  siebten  Jahr  der
erbitterten  Kürzungspolitik  ein  Referendum  über  die  Abtrennung  zur
Errichtung eines unabhängigen Kataloniens durch. Trotz des Verbotes durch



die staatlichen Repressionsorgane nahmen 2,3 Millionen Katalan_Innen am
Referendum teil und stimmten mit ca. 80% für ein unabhängiges Katalonien.
Obwohl REVOLUTION keine Illusionen in ein unabhängiges kapitalistisches
Katalonien  hat,  stellen  wir  uns  gegen  die  anti-katalonische  und
kleinbürgerliche  Haltung  der  spanischen  Linken  und  unterstützen  das
Selbstbestimmungsrecht der Katalan_Innen, welche insbesondere während
der  faschistischen  Diktatur  Francos  brutal  unterdrückt  wurden.  Wie  in
Schottland  ist  jedoch  von  der  Abspaltung  keine  Verbesserung  für  die
Arbeiter_Innenschaft zu erwarten, stattdessen treibt sie einen Keil zwischen
d i e  s p a n i s c h e n  W e r k t ä t i g e n . “  ( a u s :
http://onesolutionrevolution.de/revolution-und-die-nationale-frage/)

Trotzdem
ist der Widerstand, wie nun im Falle des Katalanen Hasél,
gerechtfertigt. Gerade, weil es nicht nur um die Unterdrückung von
nationalen Minderheiten geht, sondern auch um das grundlegende Recht
auf Meinungsfreiheit, sind die Proteste dieses Mal auf das ganze Land
verteilt. Selbst in der Hauptstadt Madrid, die sonst nicht unbedingt
dafür bekannt ist, sich mit der katalanischen Bewegung oder der von
anderen Minderheiten (Bask_Innen, Galicier_Innen) zu solidarisieren
gegen die reaktionäre Hetze seitens Vox und anderer Rechter, gingen
deshalb Menschen auf die Straße.

Das zeigt, dass es durchaus möglich ist, endlich die Spaltung der spanischen
Linken nicht nur anhand der Frage von Minderheiten und deren Recht auf
Selbstbestimmung,  sondern auch anhand anderer Fragen,  zu überwinden
und den Kampf gegen den spanischen Staat  und seine verbrecherischen
Institutionen zu koordinieren und schlagkräftig  werden zu lassen.  Nichts
desto  trotz  bleibt  aber  noch  ein  weiter  Weg  zu  gehen,  um  dies  zu
verdeutlichen  und  die  Notwendigkeit  zu  verdeutlichen  eine  neue,
revolutionäre  Organisation  aufzubauen,  die  alle  von  Unterdrückung
Betroffenen organisiert und den Kampf für demokratische Rechte (wie die
freie,  politische  Meinungsäußerung)  und  gegen  Sexismus,  Patriarchat,
Rassismus, nationale Unterdrückung und kapitalistische Ausbeutung, auf der
Grundlage eines Programms, das den Weg hin zur Revolution zeigt, führt.
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